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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1979 Ausgegeben am 27. März 1979 47. Stück

1 3 7 . Bundesgesetz: Bergbauförderungsgesetz 1979
(NR: GP XIV RV 1152 AB 1236 S. 121. BR: AB 2010 S. 385.)

1 3 8 . Bundesgesetz: Altölgesetz
(NR: GP XIV IA 9/A und 55/A AB 1238 S. 121. BR: AB 2012 S. 385.)

1 3 7 . Bundesgesetz vom 7. März 1979
zur Förderung des Aufsuchens mineralischer
Rohstoffe und zur Sicherung des Bestandes
von Bergbauen (Bergbauförderungsgesetz

1979)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Anwendungsbereich

§ 1. Bergbauberechtigten im Sinne des Berg-
gesetzes 1975, BGBl. Nr. 259, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 124/1978, die im
eigenen Namen und auf eigene Rechnung Kohle,
Buntmetallerze oder Erze für Stahlveredler auf-
suchen, gewinnen oder aufbereiten, können nach
Maßgabe der Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes auf Antrag Beihilfen gewährt werden.

Zweck

§ 2. Die im jeweiligen Bundesfinanzgesetz
zur Gewährung von Beihilfen an Bergbauberech-
tigte vorgesehenen und verfügbaren Bundes-
mittel sind zum Aufsuchen der im § 1 genann-
ten mineralischen Rohstoffe im Inland, zur
Sicherung des Bestandes und zur Deckung von
Aufwendungen für die Einstellung der Tätig-
keiten (Stillegung) von inländischen Bergbau-
betrieben der sich aus § 1 ergebenden Bergbau-
zweige zu verwenden.

§ 3. (1) Beihilfen zum Aufsuchen der im
§ 1 genannten mineralischen Rohstoffe oder zur
Sicherung des Bestandes von Bergbaubetrieben
sollen vor allem einer Verbesserung der Er-
tragslage oder Aufrechterhaltung der Wettbe-
werbsfähigkeit dienen und können mit dieser
Zielsetzung zur Erleichterung der Finanzierung
von

1. Rationalisierungsvorhaben,
2. Investitionsvorhaben,
3. Aufsuchungstätigkeiten,
4. Vorhaben zur Milderung oder Beseitigung

umweltschädigender Auswirkungen der
Bergbautätigkeit oder

5. Vorhaben zur Überbrückung von Not-
standsfällen im technischen Bereich

gewährt werden.
(2) Beihilfen zur Sicherung des Bestandes von

Bergbaubetrieben können auch zur vollständigen
oder teilweisen Abdeckung von Betriebsver-
lusten gewährt werden. Diese Beihilfen dürfen
jedoch 25% des Jahresumsatzes des jeweiligen
Bergbaubetriebes nicht übersteigen.

§ 4. Bei der Gewährung von Beihilfen zur
Deckung von Aufwendungen für die Stillegung
von Bergbaubetrieben können auch Aufwen-
dungen für die Liquidation des Unternehmens
des betroffenen Bergbauberechtigten berücksich-
tigt werden, sofern diese in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit einer Betriebsstillegung er-
folgt.

Voraussetzungen

§ 5. (1) Beihilfen sind nur dann zu gewähren,
wenn sie den in den §§ 2 bis 4 angeführten
Zwecken dienen und außerdem im volkswirt-
schaftlichen Interesse geboten erscheinen sowie
die Durchführung des geplanten Vorhabens
ohne Förderung aus Bundesmitteln nicht oder
nicht im notwendigen Umfang möglich sein
würde.

(2) Bei der Gewährung von Beihilfen sind die
Ertrags-, Vermögens- und Finanzlage des antrag-
stellenden Bergbauberechtigten sowie die wirt-
schaftliche Lage, die Betriebsverhältnisse sowie
die Menge und die Qualität der Produktion
jenes Bergbaubetriebes, für den die Beihilfe be-
gehrt wird, zu berücksichtigen.

(3) Bei der Beurteilung der wirtschaftlichen
Lage sind mehrere Bergbaubetriebe des betref-
fenden Bergbauzweiges eines Bergbauberechtigten
als ein Bergbaubetrieb anzusehen.

(4) Durch die Beihilfengewährung darf
einem Dritten kein unmittelbarer Vermögens-
vorteil erwachsen.

§ 6. (1) Eine Beihilfe zur Sicherung des Be-
standes von Bergbaubetrieben kann auch aus
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neutralitätspolitischen Erwägungen gewährt wer-
den, wenn sie zur Aufrechterhaltung der Pro-
duktion oder Erhöhung der Versorgungssicher-
heit beiträgt.

(2) Ein Vorhaben im Sinne des § 3 Abs. 1 ist
nur zu fördern, wenn es erfolgversprechend ist
und seine Durchführbarkeit unter Berücksichti-
gung der begehrten Beihilfe finanziell gesichert
ist. Der Förderungswerber hat nach Maßgabe
seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und des
sich für ihn aus der Vorhabensdurchführung un-
mittelbar ergebenden Vorteiles zur Finanzierung
des Vorhabens beizutragen.

§ 7. (1) Beihilfen zur Deckung von Aufwen-
dungen für die Stillegung von Bergbaubetrieben
sind nur in einem solchen Ausmaß zu gewähren,
als der betroffene Bergbauberechtigte, auch durch
Verwertung der Anlagen und Einrichtungen des
stillgelegten Bergbaubetriebes, nicht in der Lage
ist, selbst für die Kosten aufzukommen.

(2) Findet im Zusammenhang mit der Still-
legung von Bergbaubetrieben auch eine Liqui-
dation des Unternehmens des betroffenen Berg-
bauberechtigten statt, so ist eine Beihilfengewäh-
rung nur soweit zulässig, als das Vermögen des
Bergbauberechtigten nicht zur Finanzierung der
Liquidation ausreicht.

Arten der Förderung

§ 8. Die Förderung kann durch Beihilfen in
Form von

1. zins- oder rückzahlungsbegünstigten Dar-
lehen,

2. Zinsen- oder Kreditkostenzuschüssen oder
3. sonstigen Geldzuwendungen

gewährt werden.

Antragstellung

§ 9. (1) Anträge auf Gewährung von Beihilfen
zum Aufsuchen der im § 1 genannten minerali-
schen Rohstoffe oder zur Sicherung des Bestandes
von Bergbaubetrieben sind spätestens am 31. März
eines jeden Jahres für das jeweils laufende Jahr
beim Bundesministerium für Handel, Gewerbe
und Industrie einzubringen.

(2) Anträge auf Gewährung von Beihilfen zur
Deckung von Aufwendungen für die Stillegung
von Bergbaubetrieben sowie zur Überbrückung
von Notstandsfällen im technischen Bereich kön-
nen spätestens am 1. Dezember eines jeden
Jahres beim Bundesministerium für Handel, Ge-
werbe und Industrie eingebracht werden.

§ 10. (1) Die Anträge sind entsprechend zu
begründen; insbesondere müssen den Anträgen
Unterlagen angeschlossen sein, die Auskunft über
die Ertrags-, Vermögens- und Finanzlage des
antragstellenden Bergbauberechtigten sowie über

die Ergebnisse des betroffenen Bergbaubetriebes
geben.

(2) In den Anträgen auf Gewährung von
Beihilfen zum Aufsuchen der im § 1 genannten
mineralischen Rohstoffe oder zur Sicherung des
Bestandes von Bergbaubetrieben nach § 3 Abs. 1
sind darüber hinaus die geplanten Vorhaben zu
beschreiben und Angaben über den zeitlichen
Ablauf der Durchführung, die voraussichtlichen
Kosten sowie die Finanzierung des geplanten
Vorhabens, ferner über dessen Wirtschaftlichkeit
und Erfolgsaussichten zu machen. Wird eine Bei-
hilfe zur Überbrückung von Notstandsfällen im
technischen Bereich begehrt, so sind außerdem
die Auswirkungen des Notstandsfalles auf den
gesamten Bergbaubetrieb darzulegen.

§ 1,1. In jedem Antrag ist anzugeben, ob der
Antragsteller eine Förderung aus demselben Titel
bei einem anderen Organ des Bundes oder einem
anderen öffentlichen oder privaten Rechtsträger
beantragt hat oder beantragen will oder von
diesem bereits in Aussicht gestellt oder zuge-
sprochen bekommen hat. Gegebenenfalls ist das
Organ des Bundes oder der Rechtsträger unter
Angabe der Höhe seiner Förderung und der
damit verbundenen Bedingungen und Auflagen
bekanntzugeben.

Gewährung von Beihilfen

§ 12. (1) Der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzler und dem
Bundesminister für Finanzen unter den Voraus-
setzungen der §§ 5 bis 7 und der §§ 9 bis 11
Darlehensverträge mit dem im Abs. 3 genannten
Inhalt zu schließen, wenn die vertragsgemäße
Rückzahlung hinreichend gesichert erscheint.

(2) Ein Rechtsanspruch auf Abschluß eines
Darlehensvertrages besteht nicht.

(3) Die Darlehensverträge sollen insbesondere
folgendes enthalten:

1. Bedingungen und Auflagen, die zur Gewähr-
leistung einer zweckmäßigen Betriebsfüh-
rung und widmungsgemäßen Verwendung
der Beihilfe notwendig sind und der Eigen-
art des geplanten Vorhabens entsprechen und
die außerdem sicherstellen, daß hiefür Bun-
desmittel nur in dem zur Erreichung des
angestrebten Erfolges unumgänglich notwen-
digen Umfang eingesetzt werden,

2. die Verpflichtung des Darlehensnehmers
a) Organen des Darlehensgebers die Über-

prüfung der Notwendigkeit und Ver-
wendung der Beihilfe durch Einsicht in
Bücher und Unterlagen sowie durch ört-
liche Erhebungen zu gestatten, ihnen die
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und



47. Stück — Ausgegeben am 27. März 1979 — Nr. 137 753

über die Durchführung des Vorhabens
innerhalb einer festzusetzenden Frist zu
berichten, wobei aus dem Bericht auch
die Verwendung der Beihilfe sowie der
erzielte Erfolg und eine durch Belege
nachweisbare Aufgliederung der Einnah-
men und Ausgaben zu entnehmen sein
müssen; hat der Darlehensnehmer für
den gleichen Verwendungszweck auch
eigene Mittel eingesetzt oder von einem
anderen Organ des Bundes oder von
einem anderen Rechtsträger Mittel er-
halten, so haben sich die Darlegungen
im Bericht und im zahlenmäßigen Nach-
weis auf alle mit dem geförderten Vor-
haben zusammenhängenden Einnahmen
und Ausgaben des Darlehensnehmers zu
erstrecken,

b) alle Ereignisse, welche die Durchführung
des geförderten Vorhabens verzögern
oder unmöglich machen oder dessen Ab-
änderung erfordern, unverzüglich dem
Darlehensgeber anzuzeigen,

c) für den Darlehensempfang ein Sonder-
konto (etwa ein Treuhandkonto) zu er-
öffnen oder sonst Vorsorge zu treffen,
daß eine widmungsgemäße Verwendung
des Darlehens sichergestellt ist,

3. Bestimmungen über die Rückzahlung des
Darleihens, wie sie sich sinngemäß aus dem
§ 16 ergeben.

(4) Auf eine Rückzahlung des Darlehens kann
nach dem jeweiligen Bundesfinanzgesetz ganz
oder teilweise verzichtet werden, wenn der an-
gestrebte Erfolg nur durch einen Verzicht er-
reicht werden kann oder ohne Verschulden des
Darlehensnehmers nicht erreicht werden konnte.

§ 13. (1) Über die Gewährung der Beihilfen
nach § 8 Z. 2 und 3 hat der Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie im Einverneh-
men mit dem Bundeskanzler und dem Bundes-
minister für Finanzen mit Bescheid zunächst
dem Grunde nach zu entscheiden.

(2) Die Höhe dieser Beihilfen hat der Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler und dem
Bundesminister für Finanzen mit gesondertem
Bescheid festzusetzen.

(3) Ein Rechtsanspruch auf Gewährung dieser
Beihilfen besteht nicht.

(4) Nach Erlassung des Bescheides über die
Gewährung der Beihilfe dem Grunde nach kann
der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzler und dem Bundesminister für Finanzen
auf die noch festzusetzende Höhe der Beihilfe
nach Maßgabe des Abs. 5 Vorschüsse gewähren.

(5) Die Auszahlung dieser Beihilfen oder auch
nur eines Beihilfenvorschusses ist in einer Weise
vorzunehmen, daß die widmungsgemäße Ver-
wendung sichergestellt ist. Diese Beihilfen und
Beihilfenvorschüsse sind überdies nur insoweit
und nicht eher auszuzahlen, als sie zur Leistung
fälliger Zahlungen benötigt werden. Die Aus-
zahlung kann ausnahmsweise zu einem früheren
Zeitpunkt vorgenommen werden, wenn dies aus
Gründen, die sich aus der Eigenart des Vor-
habens ergeben, gerechtfertigt erscheint. Bei vor-
heriger Festlegung bestimmter Auszahlungster-
mine ist außerdem auf die Verfügbarkeit der
erforderlichen Bundesmittel Bedacht zu nehmen.

§ 14. (1) In dem Bescheid über die Gewäh-
rung einer Beihilfe können Bedingungen und
Auflagen festgesetzt werden, die zur Gewähr-
leistung einer zweckmäßigen Betriebsführung
und der widmungsgemäßen Verwendung der Bei-
hilfe notwendig sind.

(2) Eine Beihilfe darf nach Maßgabe der §§ 5
bis 7 insbesondere nur unter solchen Bedingun-
gen und Auflagen gewährt werden, die der
Eigenart des geplanten Vorhabens entsprechen
und die außerdem sicherstellen, daß hiefür Bun-
desmittel nur in dem zur Erreichung des ange-
strebten Erfolges unumgänglich notwendigen
Umfang eingesetzt werden. Dementsprechend
dürfen Geldzuwendungen nur gewährt werden,
soweit für das geplante Vorhaben nicht auch
Förderungen mit Hilfe von Darlehen, Zinsen-
oder Kreditkostenzuschüssen in Betracht kom-
men.

§ 15. (1) Der Förderungswerber (Förderungs-
empfänger) ist verpflichtet, Organen des Bundes
die Überprüfung der Notwendigkeit und Ver-
wendung der Beihilfen durch Einsicht in Bücher
und Unterlagen sowie durch örtliche Erhebungen
zu gestatten, ihnen die erforderlichen Auskünfte
zu erteilen und über die Durchführung des Vor-
habens innerhalb einer festzusetzenden Frist zu
berichten. Der Förderungsempfänger hat außer-
dem alle Ereignisse, welche die Durchführung des
geförderten Vorhabens verzögern oder unmög-
lich machen oder dessen Abänderung erfordern,
unverzüglich dem Bundesministerium für Han-
del, Gewerbe und Industrie anzuzeigen.

(2) Aus dem Bericht müssen die Verwendung
der aus Bundesmitteln gewährten Beihilfe sowie
der erzielte Erfolg und eine durch Belege nach-
weisbare Aufgliederung der Einnahmen und Aus-
gaben zu entnehmen sein. Hat der Förderungs-
empfänger für den gleichen Verwendungszweck
auch eigene Mittel eingesetzt oder von einem
anderen Organ des Bundes oder von einem
anderen Rechtsträger Mittel erhalten, so haben
sich die Darlegungen im Bericht und im zahlen-
mäßigen Nachweis auf alle mit dem geförderten
Vorhaben zusammenhängenden Einnahmen und



754 47. Stück — Ausgegeben am 27. März 1979 — Nr. 138

Ausgaben des Förderungsempfängers zu erstrek-
ken.

§ 16. (1) Der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie hat im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzler und dem Bundesminister
für Finanzen dem Förderungsempfänger die
Rückzahlung von Beihilfen nach § 8 Z. 2 und 3
mit Bescheid aufzutragen, wenn:

1. der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie über wesentliche Umstände
getäuscht oder unvollständig unterrichtet
worden ist, oder

2. das geförderte Vorhaben durch ein Verschul-
den des Förderungsempfängers nicht oder
nicht rechtzeitig durchgeführt werden kann
oder durchgeführt worden ist, oder

3. der Förderungsempfänger die unverzügliche
Anzeige von Ereignissen, welche die Durch-
führung des geförderten Vorhabens ver-
zögern oder unmöglich machen oder dessen
Abänderung erfordern, unterlassen hat, oder

4. die Beihilfe widmungswidrig verwendet
wurde oder den Erfolg des geförderten Vor-
habens sichernde Bedingungen oder Auf-
lagen aus Verschulden des Förderungsemp-
fängers nicht eingehalten oder vorgesehene
Berichte nicht erstattet oder Nachweise nicht
beigebracht worden sind, sofern in den bei-
den letztgenannten Fällen eine zweimalige,
den ausdrücklichen Hinweis auf die Rechts-
folge der Nichtbefolgung enthaltende Mah-
nung ohne Erfolg geblieben ist, oder

5. eine verlangte Sicherheit nicht beigebracht
wird.

(2) Alle Forderungen auf Rückzahlung gewähr-
ter Beihilfen sind vom Tag der Auszahlung an
mit 3 vom Hundert über dem jeweils geltenden
Zinsfuß für Eskontierungen der Oesterreichischen
Nationalbank pro Jahr zu verzinsen.

Unpfändbarkeit von Beihilfen

§ 17. (1) Ansprüche auf Beihilfen (§ 8) zur
Deckung von Aufwendungen für die Stillegung
von Bergbaubetrieben sind Exekutionen entzo-
gen.

(2) Wird über das Vermögen des Förderungs-
empfängers der Konkurs eröffnet, so fällt der
Anspruch auf die Beihilfe in die Konkursmasse.

Wirksamkeitsdauer

§ 18. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1979 in Kraft und mit 31. Dezember 1983 außer
Kraft.

Vollziehung

§ 19. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist, sofern nachfolgend nicht anderes
bestimmt ist, der Bundesminister für Handel,

Gewerbe und Industrie im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzler und dem Bundesminister für
Finanzen betraut.

(2) Mit der Vollziehung des § 12 Abs. 4 ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

(3) Mit der Vollziehung des § 17 ist der
Bundesminister für Justiz betraut.

Kirchschläger
Kreisky Haiden Androsch Broda

138. Bundesgesetz vom 7. März 1979
über die Aufarbeitung von Altölen (Altöl-

gesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. ABSCHNITT

Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt die Maß-
nahmen zur Aufarbeitung von Altölen, die durch
folgende Tätigkeiten anfallen:

1. Tätigkeiten, die der Gewerbeordnung 1973,
BGBl. Nr. 50/1974, unterliegen, und den
Betrieb von Anlagen, die den Bestimmun-
gen der Gewerbeordnung 1973 über die
Betriebsanlagen unterliegen;

2. den Bergbau;
3. Tätigkeiten, die im Rahmen der Wirt-

schaftsförderungsinstitute (§ 61 des Han-
delskammergesetzes, BGBl. Nr. 182/1946)
der Kammern der gewerblichen Wirtschaft
(Länderkammern, Bundeskammer) durchge-
führt werden;

4. Tätigkeiten, die dem Schieß- und Spreng-
mittelgesetz unterliegen;

5. die Wartung und die Reparatur von Waf-
fen, die im Bereich des Bundesheeres, der
Bundespolizei, (der Bundesgendarrnerie, der
Justizwache oder der Zollwache durchge-
führt werden;

6. Tätigkeiten, die im Rahmen gewerblicher
Arbeiten von Anstalten für den Vollzug
von Freiheitsstrafen und von mit Freiheits-
entzug verbundenen vorbeugenden Maß-
nahmen ausgeübt werden;

7. Tätigkeiten, die dem § 1 das Rohrleitungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 411/1975, unterliegen;

8. den Betrieb von Eisenbahnen (§ 1 des
Eisenbahngesetzes 1957, BGBl. Nr. 60) ein-
schließlich deren Wartung und Reparatur
und den Betrieb von Eisenbahnunterneh-
men und deren Hilfstätigkeiten, soweit
diese Tätigkeiten nicht unter Z. 1 fallen;

9. den Betrieb von Luftfahrzeugen (§ 11
Abs. 1 des Luftfahrtgesetzes, BGBl.
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Nr. 253/1957) einschließlich deren Wartung
und Reparatur sowie den Betrieb von Luft-
verkehrsunternehmen (Luftbeförderungs-
unternehmen und Luftfahrzeug- Vermie-
tungsunternehmen), Zivilflugplatzunterneh-
men sowie von Hilfsbetrieben der Luftbe-
förderungs- und Zivilflugplatzunternehmen,
soweit diese Tätigkeiten nicht unter Z. 1
fallen;

10. den Betrieb von Wasserfahrzeugen (§ 0.02
lit. a der Bodensee-Schiffahrts-Ordnung,
BGBl. Nr. 93/1976) einschließlich deren
Wartung und Reparatur, soweit diese Tä-
tigkeiten nicht unter Z. 1 fallen;

11. Tätigkeiten, die dem Schiffahrtsanlagenge-
setz, BGBl. Nr. 12/1973, unterliegen;

12. Tätigkeiten, die im Rahmen von Univer-
sitäten (§11 Abs. 1 des Universitäts-Or-
ganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 258/1975)
ausgeübt werden;

13. Tätigkeiten, die im Rahmen berufsbilden-
der Schulen (§ 3 Abs. 2 lit. a sublit. bb
das Schulorganisationsgesetzes, BGBl.
Nr. 242/1962) ausgeübt werden;

14. den Betrieb von Kraftmaschinen, Dampf-
kessel (§ 1 der Dampfkesselverordnung,
BGBl Nr. 83/1948) und Kraftfahrzeugen
(§ 2 Z. 1 des Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl.
Nr. 267) einschließlich deren Wartung und
Reparatur, soweit diese Tätigkeiten nicht
unter eine andere Ziffer fallen.

(2) Das Brundesheer und die Heeresverwaltung
unterliegen beim Einsatz gemäß § 2 Abs. 1 lit. a
des Wehrgesetzes 1978, BGBl. Nr. 150, sowie
bei der Vorbereitung dieses Einsatzes nicht den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes.

§ 2. Altöle im Sinne dieses Bundesgesetzes sind
gebrauchte oder verunreinigte flüssige Erzeug-
nisse, die ganz oder teilweise aus den im § 1
Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes 1959, BGBl.
Nr. 2/1960, angeführten Waren, aus sonstigem
Mineralöl oder aus synthetischem Öl bestehen,
sowie mineralölhältige Rückstände, Wasser-Öl-
Gemische und Emulsionen.

§ 3. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist eine
physische Person, eine juristische Person oder
eine Personengesellschaft das Handelsrechts

1. Altölbesitzer, wenn bei ihr durch unter § 1
fallende Tätigkeiten Altöle anfallen;

2. Sammler, wenn sie
a) Altöle von Akölbesitzern, die nicht Auf-

arbeiter sind, abholt oder
b) von Altölbesitzern, die nicht Aufarbeiter

sind, gelieferte Altöle entgegennimmt
und nicht Aufarbeiter ist;

3. Aufarbeiter, wenn sie
a) von Altölbesitzern übernommene Alt-

öle oder
b) aus dem eigenen Betrieb stammende und

gleichartige, von anderen Altölbesitzern
übernommene Altöle oder

c) aus dem eigenen Betrieb stammende Alt-
öle aufarbeitet.

§ 4. Aufarbeitung im Sinne dieses Bundesge-
setzes ist

1. die Reinigung sowie die Be- oder Verarbei-
tung von Altölen,

2. die Energiegewinnung aus Altölen,

3. die sonstige Beseitigung von Altölen.

II. ABSCHNITT

Erfassen, Sammeln und Aufarbeiten von Alt-
ölen

§ 5. (1) Altölbesitzer haben der Bezirksver-
waltungsbehörde auf Verlangen Auskunft über
Art, Menge, Herkunft, Lagerung und Verbleib
der bei ihnen angefallenen Altöle zu erteilen und
entsprechende Aufzeichnungen zu führen, wenn
sie ohne diese die verlangte Auskunft nicht er-
teilen können.

(2) Altölbesitzer, bei denen eine Jahresmenge
an Altölen von mindestens 400 Liter anfällt oder
die nach Art und Umfang ihrer Tätigkeit mit
einem jährlichen Anfall von Altölen in dieser
Menge zu rechnen haben, müssen jedenfalls für
jedes Kalenderjahr fortlaufende Aufzeichnungen
über Art, Menge, Herkunft und Verbleib der
Altöle führen. Die Aufzeichnungen für ein Ka-
lenderjahr sind durch drei Jahre ab Ablauf dieses
Kalenderjahres aufzubewahren und der Bezirks-
verwaltungsbehörde auf Verlangen vorzulegen.

§ 6. Altölbesitzer haben ihre Altöle bis zur
Aufarbeitung, bis zur Verwendung für For-
schungszwecke oder als Ausgangsmaterial für
ihre Produktion oder bis zur Übergabe an einen
Sammler oder Aufarbeiter auf eine für die
menschliche Gesundheit unschädliche Art aufzu-
bewahren.

§ 7. (,1) Altölbesitzer im Sinne des § 5 Abs. 2
haben ihre Altöle entweder selbst aufzuarbeiten
oder für Forschungszwecke oder als Ausgangs-
material für ihre Produktion zu verwenden oder
für deren Aufarbeitung dadurch zu sorgen, daß
sie mindestens einmal innerhalb von zwölf Mo-
naten die Altöle einem Sammler oder einem
Aufarbeiter übergeben oder nachweislich einen
nach § 11 zur Abholung verpflichteten Sammler
oder Aufarbeiter auffordern, die Altöle abzuho-
len.
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(2) Nicht unter § 5 Abs. 2 fallende Altölbe-
sitzer haben ihre Altöle entweder selbst auf-
zuarbeiten oder für Forschungszwecke oder als
Ausgangsmaterial für ihre Produktion zu verwen-
den oder für deren Aufarbeitung dadurch zu
sorgen, daß sie mindestens einmal innerhalb von
zwölf Monaten die Altöle einem Sammler oder
einem Aufarbeiter übergeben.

§ 8. Altölbesitzer haben den Sammlern oder
Aufarbeitern, denen sie Altöle übergeben, un-
aufgefordert Mitteilung zu machen, daß auf
Grund der Zusammensetzung des übergebenen
Altöls besondere Gefahren mit dem Transport
oder mit der Aufarbeitung verbunden sein kön-
nen, wenn ihnen dieser Umstand bekannt sein
muß.

§ 9. Sammler und Aufarbeiter gemäß § 3
Z. 3 lit. a haben unbeschadet der Bestimmungen
der Gewerbeordnung 1973 die Aufnahme, ein
mehr als zwei Monate dauerndes Ruhen und
die Einstellung ihrer Tätigkeit jeweils drei Wo-
chen vorher der Bezirksverwaltungsbehörde
schriftlich anzuzeigen.

§ 10. (1) Der Landeshauptmann hat eine Liste
der im Bundesland tätigen Sammler und Auf-
arbeiter gemäß § 3 Z. 3 lit. a zu führen und
jedermann in diese Einsicht zu gewähren. Außer-
dem hat er diese Liste mindestens einmal jähr-
lich zu veröffentlichen.

(2) Auf ihr Verlangen sind auch Aufarbeiter
im Sinne des § 3 Z. 3 lit. b unter Hinweis auf
die bei ihnen zur Aufarbeitung gelangenden Alt-
ölarten in diese Liste aufzunehmen. In diesem
Fall gilt für sie § 9 sinngemäß.

§ 11. (1) Sammler haben die ihnen von Alt-
ölbesitzern, die nicht unter § 5 Abs. 2 fallen,
gelieferten Altöle entgegenzunehmen.

(2) Wird ein Sammler gemäß § 7 Abs. 1 zur
Abholung von Altölen aufgefordert, so ist er
nur dann verpflichtet, dieser Aufforderung
nachzukommen, wenn sein Standort dem Ab-
holungsort des Altöls näher liegt als der Stand-
ort jedes anderen Sammlers und die abzuholende
Menge mindestens 200 Liter beträgt.

(3) Weist der in Anspruch genommene Samm-
ler nach, daß der Altölbesitzer in den letzten
neun Monaten einem anderen noch tätigen
Sammler oder Aufarbeiter einen Teil jener Alt-
öle übergeben hat, die in dem Bundesland ange-
fallen sind, in dem der in Anspruch genommene
Sammler tätig ist (§ 10 Abs. 1), so entfällt die
Verpflichtung gemäß Abs. 2; in [diesem Falle
trifft die Pflicht zur Abholung jeden Sammler
oder Aufarbeiter, dem der Altölbesitzer während
der letzten neun Monate Altöls übergeben hat.

§ 12. (1) Aufarbeiter gemäß § 3 Z. 3 lit. a
haben die ihnen von Sammlern gelieferten Alt-
öle entgegenzunehmen. Diese Verpflichtung ent-
fällt, wenn der in Anspruch genommene Auf-
arbeiter nachweist, daß der Sammler in den letz-
ten sechs Monaten Teile der bei Ausübung sei-
ner Tätigkeit angefallenen Altöle einem anderen
Aufarbeiter übergeben hat, der im Zeitpunkt der
Lieferung noch tätig ist; in diesem Falle trifft
die Pflicht zur Entgegennahme jeden Aufarbei-
ter, dem der Sammler während der letzten
sechs Monate Altöle übergeben hat.

(2) Aufarbeiter haben die ihnen übergebenen
oder im eigenen Betrieb angefallenen Altöle ge-
mäß § 4 Z. 1 oder 2 auf eine für die mensch-
liche Gesundheit unschädliche Art aufzuarbeiten
und für eine für die menschliche Gesundheit
unschädliche Beseitigung der bei der Aufarbei-
tung angefallenen und nicht mehr verwertbaren
Stoffe zu sorgen.

(3) Aufarbeiter dürfen Teile der ihnen über-
gebenen oder im eigenen Betrieb angefallenen
Altöle anderen Aufarbeitern übergeben. Sie dür-
fen ferner Teile ihrer Altöle an Forschungsein-
richtungen oder Unternehmen übergeben, die
diese Altöle für Forschungszwecke oder als Aus-
gangsmaterial für ihre Produktion benötigen.

(4) Die Aufarbeitung gemäß § 4 Z. 3 ist nur
zulässig, wenn eine Aufarbeitung gemäß § 4
Z. 1 oder 2 technisch nicht möglich oder nur
unter univerhältnismäßigem Kostenaufwand
durchführbar ist. Sie hat auf «ine für die mensch-
liche Gesundheit unschädliche Art zu erfolgen.

§ 13. Sammlern und Aufarbeitern gemäß § 3
Z. 3 lit. a und b gebührt ein angemessenes Ent-
gelt für ihre der Aufarbeitung dienenden Lei-
stungen; Altölbesitzern gebührt ein dem Wert
der übergebenen Altöle angemessenes Entgelt.
Diese Entgelte bleiben der privatrechtlichen Ver-
einbarung überlassen.

§ 14. Auf Anlagen, die im Rahmen von Tätig-
keiten im Sinne des § 1 der Lagerung oder
Aufarbeitung von Altölen zu dienen bestimmt
sind, ausgenommen jene des Bundesheeres und
der Heeresverwaltung, finden, sofern nicht ohne-
dies eine Betriebsanlagengenehmigung auf Grund
der Gewerbeordnung 1973 vorgeschrieben ist
oder andere bundesgesetzliche Vorschriften dies-
bezügliche Bestimmungen enthalten, die §§ 74
bis 84, 333 bis 338, 353 bis 360, 366 bis 369
und 371 der Gewerbeordnung 1973 sinngemäß
Anwendung.

III. ABSCHNITT

Strafbestimmungen

§ 15. Eine Verwaltungsübertretung, die mit
einer Geldstrafe bis zu 60000 S zu ahnden ist,
begeht, wer
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1. einer Verpflichtung gemäß § 5 Abs. 2 nicht
nachkommt;

2. gegen die Aufbewahrungspflicht des § 6 ver-
stößt;

3. .der Verpflichtung zur Aufarbeitung, Ver-
wendung für Forschungszwecke oder als Aus-
gangsmaterial für die Produktion, Übergabe
oder Aufforderung gemäß § 7 Abs. 1 nicht
nachkommt;

4. gegen die Mitteilungspflicht des § 8 ver-
stößt;

5. einer Verpflichtung gemäß § 11 nicht nach-
kommt;

6. einer Verpflichtung gemäß § 12 nicht nach-
kommt.

§ 16. Eine Verwaltungsübertretung, die mit
einer Geldstrafe bis zu 10000 S zu ahnden ist,
begeht, wer

1. der Auskunftspflicht gemäß § 5 Abs. 1 nicht
nachkommt;

2. der Verpflichtung zur Aufarbeitung, Ver-
wendung für Forschungszwecke oder als
Ausgangsmaterial für die Produktion oder
Übergabe gemäß § 7 Abs. 2 nicht nach-
kommt;

3. der Anzeigepflicht des § 9 nicht nachkommt.

§ 17. Eine Verwaltungsübertretung liegt nicht
vor, wenn eine der in den §§ 15 und 16 be-
zeichneten Taten den Tatbestand einer in die
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren
Handlung bildet.

IV. ABSCHNITT

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 18. (1) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Bundesgesetzes (§ 19 Abs. 1) als Sammler
öder Aufarbeiter gemäß § 3 Z. 3 lit. a tätige
Personen haben die Ausübung dieser Tätigkeit
bis spätestens 29. Feber 1980 der Bezirksverwal-
tungsbehörde schriftlich anzuzeigen. Wer dieser
Anzeigepflicht nicht nachkommt, begeht eine
Verwaltungsübertretung, die mit einer Geld-
strafe bis zu 10000 S zu ahnden ist.

(2) Der Landeshauptmann hat im Jahre 1980
die »ihm durch § 10 auf erlegte Verpflichtung zur
Veröffentlichung einer Liste bis spätestens
30. Juni 1980 zu erfüllen.

§ 19. (1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit
Abs. 2 nicht anderes bestimmt, mit 1. Jänner
1980 in Kraft.

(2) Die §§ 7, 11 und 12 Abs. 1, 2 und 4 treten
mit 1. Juli 1980 in Kraft.

§ 20. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist, sofern Abs. 2 nicht anderes bestimmt,
der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie betraut, und zwar

1. hinsichtlich des § 1 Abs. 1 Z. 4 im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für In-
neres;

2. hinsichtlich des § 1 Abs. 1 Z. 5, soweit es
sich um die Wartung und die Reparatur
von Waffen handelt, die im Bereich des
Bundesheeres durchgeführt werden, im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für
Landesverteidigung; soweit es sich um die
Wartung und die Reparatur von Waffen
handelt, die im Bereich der Bundespolizei
und der Bundesgendarmerie durchgeführt
werden, im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Inneres; soweit es sich um
die Wartung und die Reparatur von Waf-
fen handelt, die (im Bereich der Justizwache
durchgeführt werden, im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Justiz; soweit es
sich um die Wartung und die Reparatur
von Waffen handelt, die im Bereich der
Zollwache durchgeführt werden, im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Fi-
nanzen;

3. hinsichtlich des § 1 Abs. 1 Z. 6 und des
§ 13 im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Justiz;

4. hinsichtlich des § 1 Abs. 1 Z. 7 und 8 im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Verkehr;

5. hinsichtlich des § 1 Abs. 1 Z. 9 für den Be-
reich der Zivilluftfahrt im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Verkehr; für
den Bereich der Militärluftfahrt im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Landes-
verteidigung;

6. hinsichtlich des § 1 Abs. 1 Z. 10 und 11
im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Verkehr, soweit jedoch der Wirkungs-
bereich des Bundesministers für Landesver-
teidigung, des Bundesministers für Inneres,
des Bundesministers für Bauten und Tech-
nik oder des Bundesministers für Finanzen
berührt wird, im Einvernehmen mit die-
sem;

7. hinsichtlich des § 1 Abs. 1 Z. 12 im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Wis-
senschaft und Forschung;

8. hinsichtlich des § 1 Abs. 1 Z. 13 im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für
Unterricht und Kunst;

9. hinsichtlich des § 1 Abs. 1 Z. 14, soweit es
sich um den Betrieb einschließlich Wartung
und Reparatur von Kraftmaschinen und
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Dampfkesseln handelt, im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Bauten und
Technik, soweit es sich um den Betrieb ein-
schließlich Wartung und Reparatur von
Kraftfahrzeugen handelt, im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Verkehr, so-
weit jedoch der Wirkungsbereich des Bun-
desministers für Landesverteidigung, des
Burtdesministers für Inneres oder des Bun-

desministers für Finanzen berührt wird, im
Einvernehmen mit diesem.

(2) Die Vollziehung des § 1 Abs. 1 Z. 11 ob-
liegt, soweit sie den Ländern zusteht, den Lan-
desregierungen.
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